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BEGRÜNDUNG 

zum Vorhaben- tii~d Erschließungsplan Nr. 24 der Stadt Ta~icha Wohngebiet 

Merkwitz „Am Park" 

lo . Allgemeines 
1.1 Örtliche Situation 

Merkwitz ist ein kleiner Ort rnit dörflichem Charakter, welcher im Zuge der Gemeinde-

gebietsreform in die Stadt Taucha eingemeindet wurde. Er befindet sich ca. 2,5 km 

nordwestlich von Taucha und gehört dem Landkreis Leipziger Land an. Bis zur 

Stadtgrenze von Leipzig sind es ca. 4 km. Merkwitz liegt im Landschaftsschutzgebiet 

„Parthenaue - Machern"und damit landschaftlich in einer reizvollen Gegend. Der 

vorhandene Ortsrand, wo das Wohngebiet entstehen soll, bietet sich aus städtebaulicher 

Sicht zur Abrundung an und es wird ein attraktiver Wohnstandort in überschaubaren 

Dimensionen entstehen. 
Im Vorentwurf des Flächennutzungsplanes der Stadt Taucha ist diese Fläche bereits als 

Wohnbaufläche enthalten. 
Das zu überplanende Gelände wird zur Zeit als Gartenland genutzt und befindet sich in 

keiner bestätigten Trinkwasserschutzzone und keinem Überschwemmungsgebiet. 

Laut Altlastenkataster des Landratsamtes Leipziger Land, Ref. Altlasten, wird das Areal 

nicht als Verdachtsfläche geführt. Munitionsverseuchte Geländeteile sind der zuständigen 

Behörde nicht bekannt. Ein Baugrundgutachten wurde im Rahmen der Planung erarbeitet, 

welches im Ergebnis einen relativ komplizierten Baugrund feststellte, der zu entsprechenden 

Festsetzungen führte. 
Das Landesamt für Archäologie weist darauf hin, daß das Vorhaben in einem 

archäologischen Relevanzbereich liegt und im Zuge der Baumaßnahmen Funde nicht 

auszuschließen sind. Vor Baubeginn sind entprechende Voruntersuchungen erforderlich. 

Entsprechende Abstimmungen,zwischen dem Landesamt für Archäologie Dresden und dem 

Investor sind erfolgt. Für evtl. später auftretende Funde ist eine textliche Festsetzung auf 

der Planzeichnung eingetragen. 

Eine Kampfmittelbelastung kann für das Plangebiet nicht ausgeschlossen werden. Konkrete 

Anhaltspunkte liegen jedoch nicht vor. Für evtl. später auftretende Funde ist ebenfalls eine 

textliche Festsetzung auf der Planzeichnung eingetragen. 

1.2 Verfahren 

Für das Gebiet wurde durch einen anderen Investor bereits ein Planverfahren ] 994 

durchgefülut, welches aber nicht zum Abschluß gebracht wurde. 

Der jetzige Investor, die Luther & Partner Projektentwicklung GmbH, eröffnette das 

Verfahren Anfang 1995. Da das Plangebiet im Landschaftsschutzgebiet „Parthenaue -

Machern" liegt, wurde im Rahmen der Trägerbeteiligung durch das Landratsamt Leipziger 

Land, Untere Näturschutzbehörde gefordert, die erfor-derliche Ausgliederung nicht für den 

gesamten vorgeschlagenen Geltungsbereich zuzulassen. Teile des südwestlichen Bereiches, 

es handelt sich hierbei um einem Altbaumbestand mit einer Hecke, sollen im 

Landschaftsschutzgebiet verbleiben. Daraus resultierte rechtlich, daß nach § 64 Abs. 8 

SächsNatSchG dieser Bereich nicht im Geltungsbereich eines Vorhaben- und 

Erschließungsplanes verbleiben kann, dieser entsprechend geändert (verkleinert) werden 

mußte, was weiterhin zur Neuoffenlage des V/E- Planes führte. 



2 

1.3 Räumlicher Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplanes 

Das zu überplanende Gebiet liegt am südlichen Ortsrand von Merkwitz, westlich der Straße 

nach Seegeritz / Taucha und ist ca. 7 793 mz groß. 

Das Plangebiet umfaßt die Flurstücke 171/6, Teilstücke aus den Flurstücken 165, 17Ib, 

171d, 171, und 174/1 der Gemarkung Merkwitz. 

Es wird umgrenzt im Norden von den Flurstücken 174/1; 174/2; 171/9 und 171/7, im Osten 

von den Flurstücken 171/5, je einem Teilstück von 171b und 171d, welche alle Wohn-

grundstücke sind und von der Seegeritzer Straße Flurstück 165, im Süden von dem 

Flurstück 50, einer Wiesenfläche und im Westen von den Flurstücken 171f und 171/1, 

welche als Garten genutzt werden und Flurstücke 48 und 49, welche ebenfalls 

Wiesenflächen sind. 

1.4 Ziele und Zwecke der Planung 

Mit dem Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 24 der Stadt Taucha Wohngebiet Merkwitz 

„Am Park" soll die planungsrechtliche Zulässigkeit für die Errichtung von 6 Häusern in 

Form von Doppel- und 8 Einfamilienhäusern einschließlich die erforderlichen 

Erschließungsanlagen geschaffen werden. 

Über einen privaten Investor soll Bauland zur Verfügung gestellt werden, welches 

hinsichtlich der Größenordnung des Baugebietes und der ruhigen Lage in Taucha relativ 

wenig angeboten wird. Entsprechender Bedarf und Nachfragen sind massiv vorhanden. Die 

Eigentumsverhältnisse sind vorgeklärt und somit die kurzfristige Verfügbarkeit des 

Grundstückes gegeben. Vermögensrechtliche Ansprüche bestehen nicht. Durch eine gute 

Mischung von flächensparender Bauweise (Doppelhäuser) mit relativ kleinen Grundstücken 

und auch größeren Flächen für Einzelhäuser kann entsprechender Bedarf für eine breitere 

Schicht der Bevölkerung abgedeckt werden. 

Da der Flächennutzungsplan der Stadt Taucha sich in der Entwurfsphase befindet und der 

?, Zeitraum bis zur Genehmigung nicht absehbar ist, wurde es aufgrund der zuvor 

geschilderten Situation erforderlich, diesen Vorhaben- und Erschließungsplan vor einem 

rechtskräftigen Flächennutzungsplan aufzustellen. 

Durch dieses Wohngebiet wird das Dorf aus städtebaulicher Sicht abgerundet, die neuen 

Bauflächen feigen sich organisch in den Ort ein. 

1.5 Rechtsgrundlagen 

Dem Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 24 Wohngebiet Merkwitz "Am Park" liegen die 

Vorschriften folgender Gesetze und Verordnungen zugrunde: 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1986 

(Bundesgesetzblatt I, S. 2253), zuletzt geändert durch Art. 2 des Magnetschwebebahn-

Planungsgesetzes vom 23.11.1994 (BGBl. I, S. 3486) 

Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch (Bau GB- MaßnahmenG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 28. April 1993 (BGBl. I, 5.466) 



Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -

BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I, 5.132), zuletzt 

geändert durch Art. 3 des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung 

und Bereitstellung von Wohnbauland (Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz) 

vöm 22.04.1993 (BGBl. I, S. 466) 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 

(Planzeichenverordnung 1990 - P1anZV 90) vom 18.12.1990 (BGBI.I v. 1991 , S. 58) 

Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 

26.07.1994 (SächsGVBl.47/1994) 

Sächsisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (SächsNatSchG) vom 

16.12.1992 zuletzt geändert durch das Gesetz zur Beschleunigung des Aufbaues im 

Freistaat Sachsen (Sächsisches Aufbaubeschleunigungsgesetz- SächsAufbauG) vom 

04.07.1994, veröffentlicht im SächsGVBI. Nr.43/94 

z. Begründungen zu den Festsetzungen 

2.1 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Der vorliegende Vorhaben- und Erschließungsplan wurde als „Allgemeines Wohngebiet" im 

Sinne des § 4 BauNVO ausgewiesen. Eine Verträglichkeit mit dem angrenzenden 

Dorfgebiet kann damit vorausgesetzt werden. 

Nicht zugelassen werden ausdriicklich Anlagen für die Verwaltung, Gartenbaubetriebe und 

Tankstellen, da diese Anlagen in dem relativ kleinen Gebiet schwer einordenbar und nicht 

wünschenswert sind. 

Durch die Anordnung einer Stichstraße mit Wendehammer als Erschließungsstraße, wird 

neben einer kostengünstigen Lösung auch eine ruhige Wohnanlage ohne Durchgangs-

verkehr erreicht. 

~ ;; ? Im allgemeinen Wohngebiet sind nach DIN 18 005 Teil 1 „Schallschutz im Städtebau" 

nachfolgende schalltechnische Orientierungswerte fär die städtebauliche Planung 

einzuhalten: 
tags 6.00-22.00 Uhr 55 dB(A} 

nachts 22.00-6.00 Uhr 40 dB(A) (bezieht sich auf Gewerbelärm) 

45 dB(A) (bezieht sich auf Verkehrslärm) 

Als Grundflächen- und Geschoßflächenzahlen werden die nach § 17 Abs. 1 BauNVO 

festgelegten Obergrenzen zugelassen. Die mögliche Überschreitung von 50 % bis zu einer 

GRZ von max. 0,6 wurde vor allem für die Doppelhäuser zugelassen, um eine Bebaubarkeit 

der knapp bemessenen Grundstücke zu ermöglichen und damit insgesamt auch den 

Belangen des § ,1 Abs. 5 BauGB gerecht zu werden, daß mit Grund und Boden sparsam 

umgegangen werden soll. 

Für die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse wurde die umliegende Bebauung und die 

Tatsache, daß ein neuer Ortsrand entsteht, beachtet. 

Die neuen Doppelhäuser dürfen dabei maximal drei Vollgeschosse besitzen, wobei das letzte 

im Dachraum (ausgebautes Dachgescl~oß) liegen muß. Für die Einzelhäuser sind maximal 

zwei Vollgeschosse zulässig, wobei auch hier das letzte im Dach liegen muß. 
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Als Höchstmaß für die Traufhöhe wurde 3,5 m für die Einzelhäuser und 5,5 m für die 

Doppelhäuser festgesetzt. Der Dachüberstand ist dabei mitzureclu~en (d.h. bis Unterkante 

llachüberstand ist zu messen), welcher auch maßgebend für den optischen Eindruck ist. Die 

Doppelhäuser nehmen in etwa die Höhe der vorhandenen Gebäude an der Seegeritzer 

Straße auf und bilden den Anschluß des neuen Wohngebietes. Mit den darum gruppierten 

Einzelhäusern mit einem Geschoß weniger wird ein sanfter Übergang zum umliegenden 

Gelände erreicht. 

2.2 Überbaubare Grundstücksflächen / Bauweise / Stellung der baulichen Anlagen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen mit 

entsprechendem Spielraum für die Bauwilligen bestimmt. Durch die Festlegung der 

Hauptfirstrichtungen, welche die Ausrichtung der Gebäude vorschreibt, wird das Plangebiet 

städtebaulich geordnet. 

2.3 Sieliplätze, Garagen und Nebenanlagen 

Garagen sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig und sollten nach Möglichkeit mit 

einem Satteldach versehen werden. Entlang der öffentlichen Erschließungsstraße müssen die 

Garagen, die an der Grundstücksgrenze zur Straße errichtet werden, 0,5 m von jeder 

Grundstücksgrenze abgerückt werden, um die Außenwand entsprechend begrünen zu 

können. 
Für die Anordnung von Stellplätzen und weiteren Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 und 2 

BauNVO wird dem jeweiligen Bauherren freie Hand gelassen. 

Für jedes Eigenheimgrundstück sind 2 Stellplatzmöglichkeiten zu schaffen. 

2.4 Verkehrserschließung 

Das Wohngebiet wird mit einer öffentlichen Stichstraße 6,0 m breit von der Kreisstraße 199 

,~ aus erschlossen. Entsprechend den Empfehlungen für Erschließungsstraßen- EAE 85 wurde 

ein Wendehammer für Lastkraftwagen bis 10 m Länge (3- achsiges Müllfahrzeug, LKW 

22,0 t) vorgesehen, der den Bedarf fi.ir dieses Wohngebiet decken soll. Der Anschluß an die 

Kreisstraße erfolgte unter Berücksichtigung der notwendigen Schleppkurven. 

Um den Erschließungsaufwand gering zu halten, ist vorgesehen, die drei westlichen 

Grundstücke mit zwei Privatwegen als Stichwege zu erschließen. Auf diesen Wegen wird 

kein Parken zugelassen. Eine entsprechende Beschilderung muß erfolgen. 

Für die Gartenerschließung der Doppelhausgrundstücke ist ein Wege- und falls erforderlich 

ein Leitungsrecht festgesetzt, da die schmalen Grundstücke nach Errichtung der Garagen 

von der Straßenseite nicht mehr zugänglich sind. 

2.5 Griinilächen, Baumpflanz- und Baumerhaltungsgebote 

Parallel zu diesem Vorhaben- und Erschließungsplan wurde ein Grünordnungsplan 

erarbeitet, dessen Ergebnisse in diese Planung eilgeflossen sind. Der erforderliche Antrag 

zur Ausgliederung aus dem Landschaftsschutzgebiet „Parthenaue - Machern" wurde von 

der Gemeinde parallel zu diesem Verfahren gestellt. Wie unter Punkt „Verfahren" erläutert, 



wurde im Ergebnis der Vorabstirrunungen zur Ausgliederung die Änderung des 

Geltungsbereiches des Plangebietes erforderlich, was gleichzeitig dazu fü}u-te, daß die 

Außgleichsmaßnahmen außerhalb des jetzigen Geltungsbereiches erfolgen müssen. 

Im Plangebiet befinden sich mehrere erhaltenswerte Großbäume, die im zugrundeliegenden 

Vermessungsplan exakt eingemessen wurden. Für jedes Wohnhaus ist mindestens 1 

einheimischer Laubbaum zu pflanzen, wobei mit der Festlegung "dauerhaft zu erhalten und 

Ausfälle gleichwertig und -artig zu ersetzen" auch ein zukünftiger Bestand gesichert wird. 

Die Festsetzung, daß alle nicht überbaubaren Grundstücksflächen als dauerhafte 

Grünanlagen mit standortgerechten einheimischen Baum- und Straucharten sowie mit 

Wiesen- und Rasenflächen gärtnerisch zu gestalten sind, ist sicher in einem allgemeinen 

Wohngebiet als eine Selbstverständlickeit zu betrachten und erhöht den Wohnwert. Die 

Pflanzfestsetzungen sollen für die späteren Bauherren den Entscheidungsrahmen darstellen. 

Die festgesetzte Hecke entlang des Geltungsbereiches ca. 64 m soll als optische 

Abgrenzung zum offenen Gelände hin als Windschutz und gleichzeitig als 

Ausgleichsmaßnahme nach dem Sächs. Naturschutzgesetz dienen. Diese soll weiterhin laut 

Ausgleichsbilanz mit 5 Stück neuen Starkbäumen innerhalb des Plangebietes durchpflanzt 

werden. 
Weiterhin ist als Ausgleichsmaßnahme die Gestaltung eines naturnahen Teiches, der 

gleichzeitig das Regenwasser sammeln soll, vorgesehen. Dieser wird in einer öffentlichen 

Grünfläche angelegt und entsprechend den Pflanzfestsetzungen gestaltet. 

Nach Verkleinerung des Plangebietes sind die Ausgleichsmaßnahmen nicht mehr innerhalb 

des Geltungsbereiches möglich. Es ist deshalb entlang der südlichen und südwestlichen 

Geltungsbereichsgrenze ebenfalls eine zwei- bis dreireihige Hecke ca. 165 m zu pflanzen. 

Diese soll ebenfalls laut Ausgleichsbilanz mit 10 Stück neuen Starkbäumen durchpflanzt 

werden. 
Für die Maßnahmen außerhalb des Plangebietes wird zwischen der Stadtverwaltung Taucha 

und dem Investor ein entsprechender Vertrag abgeschlossen. 

2.6 Gebiete, in denen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 

BImSchG bestimmte, die Luft erheblich verunreinigende Stoffe nicht oder nur 

beschränkt verwendet werden dürfen. 

Die Festsetzung zur Einschränkung der Einsatzstoffe (hier Brennstoffe) wurde aufgrund der 

zu befürchtenden Rauchgasbelästigungen in Eigenheimwohnsiedlungen und der Lage des 

Gebietes (westlich des Dorfgebietes) gewählt. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB kann die 

Gemeinde aus besonderen städtebaulichen Gründen solche Verbrennungsverbote festsetzen. 

Durch die Nähe des Plangebietes zum Dorfgebiet sind diese besonderen städtebaulichen 

Griinde gegeben. Diese Festsetzung dient dem vorbeugenden Umweltschutz im Sinne des 

Vorsorgeprinzipes. 

2.7 Äußere Gestaltung 

Mit den Festsetzungen der äußeren Gestaltung soll erreicht werden, daß sich die Neubauten 

bezüglich der wichtigsten Gestaltungsmerkmale in die bauliche Umgebung einfügen, ohne 

daß die Möglichkeiten einer architektonischen Gestaltung der Gebäude zu stark einge-

schränkt werden. 



Garagen sind aus gestalterischen Gründen nach Möglichkeit mit einem Satteldach, bis zu 

einer Dachneigung von max. 35° zu versehen. Die Garagen entlang der Erschließungsstraße 

auf der Westseite, die mit ihren Längsseiten angrenzen, sind 0,5 m entfernt von den 

Grundstücksgrenzen zu errichten, damit sie entsprechend begriint werden können. 

Werbeanlagen werden in einer Größe von max. 0,3 mz zugelassen und somit die 

baugenehmigungsfreien 0,5 m2 noch eingeschränkt. Ebenfalls wurden Leuchtwerbeanlagen 

als Leuchtkästen ausgeschlossen. 

Mauern wurden aus gestalterischen Griinden generell nicht zugelassen. 

3e Technische Ver- und Entsorgung 

Trinkwasser: 

Unmittelbar vor dem Plangebiet verläuft in der Seegeritzer Straße eine Trinkwasserleitung 

mit einer Nennweite NW 200. An diese kann das Plangebiet, nach Vorabstimmung mit dem 

Versorgungsträger angeschlossen werden. Ein Ringschluß ist nicht erforderlich. 

Löschwasser: 
Nach Forderung des Landratsamtes werden für das Plangebiet mind. 800 Umin (48 m3/h) 

Löschwasser für mindestens 2 Stunden benötigt. Diese Menge kann hauptsächlich aus dem 

Trinkwassernetz abgedeckt werden. 

Zur Löschwasserversorgung sind zwei neue Hydranten mit Lage in der neuen 

Erschließungsstraße vorgesehen. Der von den kommunalen Wasserwerken Leipzig 

geforderte Schönungsteich im Anschluß an die Kläranlage kann zusätzlich für die 

Bereitstellung von Löschwasser verwendet werden. 

Schmutzwasser: 

Zur Entsorgung des häuslichen Schmutzwassers wird an die in der Planzeichnung 

vorgesehenen Stelle eine vollbiologische Kläranlage eingebaut. Das geklärte Wasser soll 

nach Forderung der Kommunalen Wasserwerke Leipzig über eine neue Rohrleitung in das 

vorhandene Kanalsystem in der Seegeritzer Straße entsprechend den Eintragungen in der 

Planzeichnung abgeleitet werden. Dazu wird ein privates Grundstück gequert, 

entsprechende Grunddienstbarkeiten zwischen dem Investor und dem Eigentümer sind 

vereinbart. 

Regenwasser: 
Das anfallende Regenwasser soll nach Forderung der Kommunalen Wasserwerke Leipzig 

grundstücksweise in Zisternen o.ä. zwischengespeichert werden. Die Überläufe und das 

Straßenwasser werden in einem separaten Leitungssystem (Trennsystem) entsprechend den 

Eintragungen der Planzeichnung abgeführt und dem neu zu schaffenden Regenwasserteich 

zugeleitet. Dieser muß so ausgebildet werden, daß eine Behandlung des Regenwassers nach 

den Richtlinien der Kommunalen Wasserwerke Leipzig erfolgen kann. Ebenfalls übernimmt 

er die Aufgabe der zusätzlichen Löschwasserbereitstellung. Der Überlauf des Teiches wird 

an ein neu zu schaffendes Rohrleitungssystem (Mischwasserleitung) angeschlossen und dem 

vorhandenen Kanalsystem in der Seegeritzer Straße zugefiihrt. 



Elektro: 
Die elektromäßige Erschließung ist nach Vorabstimmung mit dem Versorgungsträger aus 

dem Ortsnetz möglich. Der Anschluß ist von der Ecke Alte Salzstraße entlang der 

Seegeritzer Straße zum Wohngebiet zu verlegen. Die Hauptversorgungsleitung innerhalb 

des Wohngebeites wird in den Erschließungsstraßen gefi,ihrt. 

Heizenergie: 

Eine Erdgasversorgung des Gebietes ist nach Abstimmung mit dem Versorgungsträger 

grundsätzlich möglich. Das vorhandene Netz muß dazu rekonstruiert werden. 

Falls die Versorgung mit Erdgas nicht erfolgen kann, muß jeder Bauher auf andere 

Energieträger zurückgreifen. 

Abfallentsorgung: 

Der Hausmüll wird über Tonnen von der Erschließungsstraße entsorgt. Die 

Hauseigentümer, die über Privatwege angeschlossen sind, müssen ihre Mülltonnen bis zur 

öffentlichen Straße. bringen. 
In dem Ortsteil Merkwitz ist eine Wertstoffinsel vorhanden, welche Recyclingstoffe für ca. 

500 Einwohner aufnehmen kann. Da Merkwitz nur ca. 270 Einwohner besitzt, ist die 

vorhandene Wertstoffinsel im Ort ausreichend. 

4. Flächenangaben 

Das gesamte Plangebiet umfaßt eine Fläche von ca. 

davon Wohngrundstücksfläche 

öffentliche Verkehrsfläche 

Privatverkehrsfläche 

Anlagen: Merkblatt zu Anforderungen des B~ 

baubetrieblicher Bodenbelastungen 

7 793 m2
6 03 7 mz 
1 128 m2

176 m2

Adenschutzes zur Vermeidung 

Griinordnungsplan (nur bei Exemplar Stadt, LRA und StUFA) 

Der Vorhabenträger: 
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